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Anlage 23 zur GRDrs 859/2013
Stellenschaffung
zum Stellenplan 2014

	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),

Kostenstelle
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bezeichnung
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Euro

	34-3

34305200
	Standesamt
	A 8

	Standesbeamter/

-beamtin


	1,0

	01/2018
	64.100 €


1
Antrag, Stellenausstattung
Es wird eine 1,0 Stelle in A 8 mit KW-Vermerk 01/2018 zur Fortführung der Personenstandsregister und zur Urkundenausstellung beantragt.
2
Schaffungskriterien
Durch das zum 1. Januar 2009 in Kraft getretene Personenstandsrechtsreformgesetz (PStRG) stieg die Anzahl von Urkundenanforderungen und von einzutragenden Hinweisen in die Geburtenregister sprunghaft an. So stieg die Anzahl der beim Standesamt Stuttgart geführten Familienbücher von 54.000 (Januar 2007) auf 128.449 (31. Dezember 2012) an. Die Zahl der aus den Familienbüchern ausgestellten Urkunden stieg von 4.401 (2008) auf 5.674 (2012) und damit um 30 %, die Zahl der bei der Urkundenstelle ausgestellten Urkunden im selben Zeitraum von 13.116 auf 15.205 und damit um 16 %, durchschnittlich also um 23 %. Die Zahl der zu verarbeitenden Hinweise stieg von 6.420 (2008) auf 17.794 (2012) im Bereich des Familienbuchs/Fortführung des Eheregisters und damit um 185 %. In der Urkundenstelle stieg die Zahl der Hinweise von 6.903 (2008) auf 11.657 (2012) und damit um 70 %, durchschnittlich also um 128 %.

Dieser Aufgabenzuwachs kann mit dem vorhandenen Personal nicht mehr gestemmt werden.
3
Bedarf

3.1
Anlass und bisherige Aufgabenwahrnehmung
Das zum 1. Januar 2009 in Kraft getretene Personenstandsrechtsreformgesetz (PStRG) sieht die Umstellung von papiergebundener Beurkundung der Personenstandseinträge auf elektronische Registerführung und damit die elektronische Fortführung der Register, die elektronische Urkundenausstellung und den elektronischen Mitteilungsverkehr vor. Wie bereits beschrieben, ist die Anzahl der Urkundenanforderungen und einzutragenden Hinweise stark angestiegen.

Grund dafür ist die Tatsache, dass das Familienbuch, das bisher generationsüber-greifend personenstandsrechtliche Verhältnisse ganzer Familien dokumentierte, seit 1. Januar 2009 lediglich als Eheregister und damit einzig bezüglich der Ehegatten fortgeführt werden darf. Führte beispielsweise die Eheschließung eines Kindes bis 31. Dezember 2008 zum Eintrag dieser Eheschließung in das Familienbuch seiner Eltern (ein Eintrag), wird diese Eheschließung ab 1. Januar 2009 in den Geburtseintrag beider Elternteile (zwei Einträge) aufgenommen. Damit ist eine Verdoppelung der Arbeitsgänge feststellbar. Gleiches gilt beispielsweise für die Geburt eines Kindes miteinander verheirateter Eltern und Namensänderungen.
Der Aufwand wäre geringer, wenn die papiergebundenen Einträge bereits in elektronischer Form geführt werden würden. Allerdings hat sich der Bund aus finanziellen Erwägungen heraus nicht dazu entschlossen, die Nacherfassung aller papiergebundenen Einträge in das elektronische Personenstandsregister (ePR) im PStRG zwingend vorzusehen. Auch die Zuweisung einer entsprechenden Pflichtaufgabe an die Länder scheiterte an dem Grundsatz der Konnexität.
Daher müssen zur Beurkundung von aktuellen Fällen die für den Fall notwendigen Einträge und Informationen, die vor dem 1. Januar 2009 beurkundet wurden, derzeit zunächst in das elektronische Speichermedium überführt bzw. eingetragen werden. 
Es handelt sich dabei nicht um eine reine Dateneingabe oder ein Einscannen in die Datenfelder des heutigen Registers, sondern um eine Übertragung der Daten, die nach einem anderen, zum Zeitpunkt des Personenstandsfalles geltenden Recht, beurkundet worden sind. Hierbei ist wichtig, sicherzustellen, dass die rechtliche Würdigung der dokumentierten Sachverhalte, die personenstandsrechtlichen Verhältnisse in dem dann aktuell geführten elektronischen Personenstandsregister richtig dokumentiert sind und Urkunden entsprechend richtig ausgestellt werden können.
3.2
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Mit dem aktuellen Personalbestand kann der stark angestiegene Arbeitsaufwand nicht mehr gestemmt werden. Bei Ablehnung der Stellenschaffung müssten freiwillige Leistungen wie die Durchführung von Eheschließungen und Begründungen von Lebenspartnerschaften an Wunschorten reduziert werden.
4
Stellenvermerke

KW-Vermerk 01/2018
